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WIFSta – Schaffung einer  
verlässlichen Datenbasis zu 
Wohnimmobilienkrediten

Holger Dosch

Meldepflichtige Kreditinstitute, Versiche-

rungen und Kapitalverwaltungsgesell-

schaften müssen zukünftig im Rahmen 

des Meldewesens Daten zu privaten 

Wohnimmobilienfinanzierungen im Zuge 

einer regelmäßigen Datenanforderung 

an die Deutsche Bundesbank melden. Mit 

Veröffentlichung der FinStabDEV (Finanz­

stabilitätsdatenerhebungsverordnung)1) 

im Februar 2021, verordnet durch das 

Bundesfinanzministerium, wurde die Ba-

sis für eine solche Datenerhebung durch 

die Deutsche Bundesbank geschaffen. 

Im dritten Quartal 2021 werden voraus-

sichtlich die finalen Versionen der All­

gemeinverfügung zur Datenerhebung 

von Wohnimmobilienfinanzierungen2), der 

Richtlinien und der Datenschemata für 

die Meldung von der Bundesbank dazu 

vorliegen. Für die Meldepflichtigen be-

deutet dies, dass sie nach Bekanntgabe 

der Allgemeinverfügung achtzehn Mona­

te Zeit haben, sich auf die neue Melde-

pflicht vorzubereiten. Der erste Melde-

stichtag ist für sie somit frühestens der 

31. März 2023.

Der vorliegende Artikel beleuchtet an-

hand der FinStabDEV und der bisher in 

der Entwurfsfassung vorliegenden Allge-

meinverfügung Beweggründe und Eck-

punkte der neuen Meldung. Darüber hin-

aus stellt er Erkenntnisse aus bereits 

erfolgten Vorstudien vor.

Motivation einer regelmäßigen 
Datenerhebung

Wohnimmobilienfinanzierung sind we-

sentlicher Teil des gesamten Kreditvolu-

mens in Deutschland. Sie betragen zirka 

50 Prozent des bilanziellen Kreditvolu-

mens deutscher Banken an inländische 

private Haushalte und Unternehmen. Zu-

dem setzen sich 70 Prozent der gesamten 

Verschuldung der privaten Haushalte aus 

Wohnungsbaukrediten zusammen. 

Krisen im Zusammenhang mit dem Wohn-

immobilienmarkt und der Wohnimmobi-

lienfinanzierung in anderen Ländern ha-

ben gezeigt, dass sich die Risiken für die 

Finanzstabilität dann deutlich erhöhen, 

wenn stark steigende Wohnimmobilien-

preise mit einer erhöhten Kreditvergabe 

und nachlassenden Kreditvergabestan-

dards im Einklang stehen. In solchen Zei-

ten könnten Kreditnehmer und Kreditge-

ber wegen zu optimistischer Erwartungen 

über künftige Entwicklungen die Wert-

haltigkeit von Wohnimmobilien als Kre-

ditsicherheiten und die Schuldentragfä-

higkeit der Kreditnehmer überschätzen3).

Wohnimmobilen und deren Finanzierun-

gen werden in Deutschland unvermindert 

stark nachgefragt. Diesen Trend hat auch 

die Pandemie nicht umkehren können. 

Deshalb ist es für die Aufsichtsbehörden 

Orange markiert: Datenattribute aus der FinStabDEV, die nicht mehr in der Allgemeinverfügung  
vorhanden sind.

Quelle: FinStabDEV, Darstellung H. Dosch

Abbildung 1: Datenattribute aus der Allgemeinverfügung

Nr. Datenattribute, die gemäß der Entwurfsfassung  
der Allgemeinverfügung von der Bundesbank erhoben werden 

1 Daten zur Wohnimmobilie (Marktwert, Beleihungswert und Beleihungsauslauf, 
Nutzungszweck und Lage)

2 Anzahl und Höhe der vergebenen Wohnimmobiliendarlehen

3 Angaben zur Altersgruppe (durchschnittliches Alter) der Darlehensnehmer

4 Angaben zur Darlehensvolumen-Immobilienwert-Relation

5 Gesamtlaufzeiten der Darlehen für Wohnimmobilien

6 Vereinbarte Tilgungsquoten der Darlehen für Wohnimmobilien

7 Vereinbarte Zinssätze und Zinsbindungsfristen der Darlehen für Wohnimmobilien

8 Effektive Zinssätze der Darlehen für Wohnimmobilien

9 Voraussichtliche Restschuld der Darlehen nach Ablauf der Zinsbindungsfristen

10 Anteil der mit einer Restschuldversicherung vergebenen Darlehen für 
Wohnimmobilien

11 Angaben zur Schuldendienstfähigkeit der Darlehensnehmer im Zeitpunkt  
der Vergabe

12 Angaben zur Gesamtverschuldung-Einkommens-Relation im Zeitpunkt der Vergabe

13 Angaben zur Darlehensbedienungsquote im Zeitpunkt der Vergabe

14 Angaben zur Darlehensvolumen-Einkommens-Relation im Zeitpunkt der Vergabe

15 Angaben zu bankinternen Risikokennzahlen, insbesondere zu PD, Ratingklasse,  
LGD (inklusive Methodik)

16 Angaben zum Anteil der Ersterwerber an den vergebenen 
Wohnimmobilienfinanzierungen

17 Angaben zu Höhe eines Förderdarlehens

18 Angaben zu ausgefallenen Darlehen

19 Angaben zu kumulierten Rückflüssen seit Ausfall
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gerade jetzt von hoher Bedeutung, Risi-

ken für den Finanzmarkt rechtzeitig er-

kennen und gegebenenfalls gegensteu-

ern zu können. Die Voraussetzung für 

eine makroprudenzielle Überwachung ist 

eine regelmäßige, aktualisierte und soli-

de Datenbasis über die Wohnimmobilien-

finanzierung privater Haushalte. Deren 

Schaffung wurde vom Europäischen Aus-

schuss für Systemrisiken (ESRB), vom In-

ternationalen Währungsfonds (IWF) und 

vom Ausschuss für Finanzstabilität (AFS) 

empfohlen.

Aktuell steht diese Datenbasis auch nach 

Ansicht der Bundesbank nicht zur Verfü-

gung. In Ana Credit sind Wohnimmobilien 

nicht enthalten und bisherige Datenquel-

len, wie zum Beispiel das bankaufsicht­

liche Meldewesen sind nicht ausreichend. 

Zudem verursachen Sonderumfragen 

hohe Kosten bei Aufsicht und Melde-

pflichtigen und ermöglichen lediglich 

eine Zeitpunktbetrachtung.  

Die neue Rechtsgrundlage FinStabDEV 

und die Datenanforderung der Deut-

schen Bundesbank zu Wohnimmobilien-

finanzierungen schaffen diese Datenba-

sis und schließen Datenlücken.

Adressatenkreis 

Der Entwurf der Allgemeinverfügung 

und einer Übersicht der FAQ liefert eini-

ge Konkretisierungen zu Inhalt, Umfang 

und Frequenz der Datenerhebung, die 

zum Zeitpunkt des Inkrafttretens der 

FinStabDEV noch unklar waren. Die Da-

tenerhebung richtet sich gemäß der All-

gemeinverfügung an alle finanziellen Ka-

pitalgesellschaften im Sinne von Anhang 

A Kapitel 2 Nummer 2.32 bis 2.67 der Ver-

ordnung (EG) Nr. 2223/96 mit Sitz im In-

land, bei denen es sich zugleich um ge-

werbliche Darlehensgeber gemäß § 2 

Absatz 2 Nummer 1 Buchstaben a bis d 

FinStabDEV handelt. Dies bedeutet, dass 

sowohl inländische Kreditinstitute (inklu-

sive inländische Zweigniederlassungen 

von CRR-Kreditinstituten) als auch Kapi-

talverwaltungsgesellschaften und Versi-

cherungsunternehmen von der Melde-

pflicht betroffen sein können. 

Die Meldepflicht umfasst Darlehen an na-

türliche Personen zum Bau, zur Sanierung 

oder zum Erwerb von im Inland gele­

genen Wohnimmobilien (inklusive Grund-

stücke), wobei als natürliche Personen 

auch ausschließlich aus Privatpersonen 

bestehende Innen-GbRs gelten. Wohnim-

mobilienkredite an GbRs, an denen juris-

tische Personen beteiligt sind, sind nicht 

im Umfang der Meldepflicht enthalten.  

Die Berichtspflicht bezieht sich im We-

sentlichen auf das Neugeschäft von 

Wohnimmobiliendarlehen, bei denen das 

Datum der Vertragsunterzeichnung in 

der jeweiligen Referenzperiode liegt. Pro-

longationen, soweit deren Betrag insge-

samt nicht über den nach Tilgung verblei-

benden Restbetrag der ursprünglichen 

Darlehen zur Wohnimmobilienfinanzie-

rung hinausgeht, werden nicht Bestand-

teil der Datenerhebung sein. 

In einigen Meldeschemata wird das Be-

standsgeschäft abgefragt. Darunter wer-

den diejenigen Wohnimmobiliendarle-

hen verstanden, die in der Vergangenheit 

gewährt und noch nicht vollständig zu-

rückgeführt wurden. Somit geht das Be-

standsgeschäft über den Bestand hinaus, 

der sich im Rahmen der FinStabDEV aus 

dem Neugeschäft aufbaut. Gemäß der 

Richtlinie müssen für diese gegebenen-

falls mit abweichenden Definitionen ge-

währten Kredite keine Anpassungen an 

die Definition von Wohnimmobilienkre-

diten nach FinStabDEV erfolgen.

Datenattribute und Meldeschemata

Von den bisher in der FinStabDEV unter 

§  4 genannten 19 Datenattributen wer-

den im Entwurf der Allgemeinverfügung 

nun 16 Datenattribute aufgeführt (siehe 

Abbildung 1). 

Aus den Datenattributen resultieren circa 

31 Datenfelder, die in bis zu maximal 38 

Meldetabellen (ohne Rückerhebung) dar-

zustellen sind. Hinsichtlich des zu mel-

denden Umfangs wird dabei in vollum-

fänglich und reduziert unterschieden 

(siehe Abbildung 2). 

Die Meldeschemata werden von der 

Deutschen Bundesbank unter der Adres-

Holger Dosch

Manager, msg GillardonBSM, Bretten

Immobilienfinanzierung ist für die Bundesbank 
aus ganz verschiedenen Blickwinkeln ein wich-
tiges Thema: Zum einen für volkswirtschaftliche 
Analysen, da Immobilien eine große Bedeutung 
für die Vermögensbestände privater Haushalte 
haben. Zweitens ist Immobilienfinanzierung ein 
Thema für die Finanzstabilität, da sinkende Im-
mobilienpreise und zunehmende Kreditausfälle 
das gesamte Finanzsystem empfindlich treffen 
könnten. Und schließlich ist die Immobilienfi-
nanzierung drittens für die Bankenaufsicht von 
hoher Relevanz. Woran es mangelt, ist ausrei-
chendes Datenmaterial in hoher Qualität. Daher 
wurden mit der Finanzstabilitätsdatenerhe-
bungsverordnung die Befugnisse der Bundes-
bank erweitert. Der Autor erläutert in diesem 
Beitrag die Folgen dieser zusätzlichen Meldean-
forderungen für Kreditinstitute. Auch wenn er 
den zusätzlichen Umfang als einigermaßen 
übersichtlich bezeichnet, warnt er doch vor dro-
henden Schwierigkeiten bei der Datenerhe-
bung und Datenbereitstellung. (Red.)

„Die Berichtspflicht bezieht sich im Wesentlichen  

auf das Neugeschäft von Wohnimmobiliendarlehen.“
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se Datenerhebung über Wohnimmobi-

lienfinanzierungen (WIFSta)4) zur Verfü-

gung gestellt und können sich bis zur 

Veröffentlichung der finalen Allgemein-

verfügung noch ändern. 

Proportionalitätsprinzip 
findet Anwendung

Der Proportionalitätsgedanke bei der 

Meldepflicht findet insofern Anwendung, 

als Meldeumfang und -frequenz von zwei 

Betrachtungsebenen abhängen. Zum ei-

nen müssen Darlehensgeber mit mehr 

Neukrediten pro Jahr häufiger und/oder 

mit mehr Details melden. Zum anderen 

gilt eine stärker ausgeprägte Proportio-

nalität für weniger bedeutende Darle-

hensgeberkategorien (aktuell Versicherer 

und Fonds), solange die Materialitäts-

schwelle (orientiert sich am Anteil der 

jeweiligen Darlehensgeberkategorie am 

gesamten jährlichen Neukreditvolumen) 

unterschritten wird. 

Im Detail sind Darlehensgeber, die im Ka-

lenderjahr weniger als 50 Neukredite für 

Wohnungsimmobilien vergeben (Melde-

kategorie M4), von der Meldepflicht be-

freit. Sie müssen lediglich am Jahresende 

eine Fehlanzeige abgeben. Sobald die 

Anzahl der vergebenen Wohnimmobilien­

darlehen in zwei aufeinander folgenden 

Kalenderjahren den Wert von 50 erreicht 

oder überschreitet, ist die Befreiung auf-

gehoben (siehe Abbildung 3).

Kreditinstitute mit einem Neugeschäft 

von 50 bis 149 Wohnungsbaukrediten 

müssen jährlich einmal einen Überblick 

über das Portfolio über vergebene 

Wohnimmobiliendarlehen in den Tabel-

len A.0a und B.0a des Datenmeldesche-

mas melden, wohingegen Kreditinstitute 

mit 150 bis 600 Wohnimmobiliendar

lehen jährlich eine vollständige Meldung 

abgeben müssen. Kreditinstitute der 

Kategorie M1 mit mehr als 600 Neukre

diten im Jahr melden vierteljährlich eine 

vollständige Meldung. Kapitalverwal-

tungsgesellschaften, Versicherungen und 

Pensionsfonds müssen jährlich einen 

Überblick melden, es sei denn ihr Neuge-

schäft beträgt mehr als 600 Wohnimmo-

biliendarlehen. In diesem Fall ist wie bei 

Kreditinstituten ebenfalls eine vollständi-

ge, vierteljährliche Meldung erforderlich. 

Maßgeblich für Meldeerleichterungen 

zum ersten Meldestichtag ist Anzahl des 

Neugeschäfts an Wohnimmobilienkredi-

te im Jahr 2022. Falls eine vierteljährliche 

Meldungspflicht vorliegt, ist der erste 

Meldestichtag der 31. März 2023, die Da-

ten sind bis zum 15. Mai 2023 zu über-

mitteln. Im Falle einer jährlichen Melde-

pflicht ist der erste Meldestichtag der 31. 

Dezember 2023, die Daten sind bis zum 

15. Februar 2024 zu übermitteln.

Rückerhebung und  
Best-Effort-Prinzip

Teil der Datenerhebung sind auch die 

Tabellen zur Rückerhebung (siehe Abbil-

dung 2). Diese Tabellen sind nicht Be-

standteil der FinStabDEV beziehungs­

weise der Allgemeinverfügung und sind 

deshalb rechtlich nicht verpflichtend.  Sie 

werden dennoch von der Bundesbank für 

die Jahre 2019 bis 2022 als Best-Effort an-

gefordert und sollen dazu dienen, die Er-

gebnisse der regelmäßigen Datenerhe-

bung besser einschätzen zu können. Dies 

ist aufgrund der bislang fehlenden Daten 

erforderlich. 

In den Fragen und Antworten der Deut-

schen Bundesbank vom 21. Juli 2021 wird 

darauf hingewiesen, dass die Melde-

pflichtigen nur das melden, was in ihren 

Systemen verfügbar ist.5)

Die Rückerhebung ist nur einmalig für 

alle Meldepflichtigen der Kategorien M1 

bis M3 erforderlich und beinhaltet für je-

des Jahr zwölf Tabellen, die Datenattri-

bute betreffen, die auch in der Datener-

hebung zum Neukreditgeschäft bereits 

erhoben werden. 

Um den Datenschutz der Darlehensneh-

mer und deren Wohnimmobilienfinanzie-

rungen zu gewährleisten, dürfen von 

Meldepflichtigen keine personenbezoge-

nen und ausschließlich aggregierte Daten 

übermittelt werden. Die Datenaggregati-

on setzt voraus, dass die Angaben aus 

mindestens drei unterschiedlichen Dar

lehen basieren. Dazu gilt, dass sich die 

einzelnen aggregierten Angaben nicht 

überwiegend auf Einzelinformationen 

bezüglich einer oder zweier Wohnimmo-
Quelle: Darstellung H. Dosch

Abbildung 2: Übersicht des Meldeumfangs

Kategorie Tabelleninhalt
Vollständige 
Meldung

Reduzierte 
Meldung

Tabellen A Datenindikatoren zur Wahrneh
mung der Aufgaben der Deut-
schen Bundesbank im Bereich der 
Darlehensvergabe zum Bau oder 
zum Erwerb von Wohnimmobilien 

16 Tabellen 1 Tabelle

Tabellen B Datenindikatoren zur Wahr
nehmung der Aufgaben der 
Deutschen Bundesbank im Bereich 
der Darlehensvergabe für zur 
Weitervermietung erworbene 
Wohnimmobilien 

16 Tabellen 1 Tabelle

Tabellen C Daten (Stromgrößen) zum  
Zweck der Kalibrierung und  
Überprüfung der Bagatellgrenze, 
des unteren und oberen  
Schwellenwerts

4 Tabellen (wobei 2 
Tabellen nur bei aktiven 
Beschränkungen nach 
§ 48u KWG, § 5 Absatz 
8a KAGB und § 308b 
VAG zu melden sind)

–

Tabellen D Zusätzliche Datenindikatoren zur 
Erfüllung der Aufgaben der 
Deutschen Bundesbank gemäß  
§1 FinStabG

2 Tabellen –

Tabellen E Rückerhebungstabellen als Teil
menge der regulären Daten
erhebung (auf Best-Effort-Basis  
für die Jahre 2019, 2020, 2021, 
2022)

12 Tabellen für  
jedes Jahr, einmalig  
zu melden

1 Tabelle für 
jedes Jahr, 
einmalig zu 
melden
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biliendarlehen zusammensetzen dürfen. 

Der Anteil des größten und des zweit-

größten Werts am Gesamtwert einer Posi-

tion darf nicht 85 Prozent übersteigen.

Sind trotzdem Meldepositionen im Mel-

deschema mit Informationen vorhanden, 

die sich auf weniger als drei Darlehen be-

ziehen, ist es erforderlich, diese Informa-

tionen in die Kategorie „not classified“ 

(„n.c.“) zu verschieben. Für den Fall, dass 

in der Spalte „n.c.“ selbst Werte aus we-

niger als drei Darlehen vorhanden sind, 

muss diese Position mit Werten aus 

nichtsensiblen Meldepositionen aufge-

füllt werden. 

Folgen für Kreditinstitute

Unter der Annahme, dass die Allgemein-

verfügung mit der Datenanforderung 

der Bundesbank zum Ende des dritten 

Quartals in der finalen Version veröffent-

licht wird, haben die Meldepflichtigen 

achtzehn Monate Zeit zur Umsetzung. 

Erfahrungen aus Vorstudien und Fragen, 

die in Infoveranstaltungen der Bundes-

bank gestellt wurden, haben gezeigt, 

dass es einige bestimmte Datenattribute 

gibt, deren Meldung generell eine Her-

ausforderung darstellen. 

Datenattribute, die noch nicht im Kredit-

prozess erhoben werden, müssen sowohl 

prozessual als auch technisch im Kredit-

vergabe- und Meldeprozess eingebun-

den werden.

– �Datenattribute, die generell vorhanden 

sind, sich bisher jedoch auf die Sicher-

heit bezogen haben und nicht, wie in 

der Datenerhebung gefordert, auf die 

finanzierte Wohnimmobilie.

Quelle: Deutsche Bundesbank, Richtlinien zur Datenerhebung über Wohnimmobilienfinanzierungen, 
Kapitel 1.3, Entwurfsfassung vom 21.07.2021

Abbildung 3: Anwendung des Proportionalitätsprinzips
Umfang/Frequenz

Melde
kategorie

Neukredite/ 
Jahr

Darlehensgeberkategorie 
Neukreditanteil >  

Materialitätsschwelle

Darlehensgeberkategorie 
Neukreditanteil <  

Materialitätsschwelle

M1 > 600 vollständige Meldung / Q vollständige Meldung / Q

M2 150 – 600 vollständige Meldung / J Überblick / J

M3 50 – 149 Überblick / J Überblick / J

M4 < 50 befreit befreit

– �Datenattribute, die nur im Kreditpro-

zess vorn vorhanden sind und noch 

technisch in den Meldeprozess einge-

bunden werden müssen.

– �Datenattribute (Quoten), bei denen die 

Information zur Berechnung grundsätz-

lich vorhanden sind, jedoch der Gleich-

lauf zu berechneten Quoten nicht ge-

geben ist.

– �Datenattribute, die Finanzierungen drit-

ter Kapitalgeber einbeziehen und gege-

benenfalls noch nicht im Meldewesen 

vorhanden sind.

So wurde zum Beispiel in Vorstudien fest-

gestellt, dass die Angaben zum Erster-

werber von Wohnimmobilienfinanzie-

rungen noch nicht erhoben wurden. 

Diese Information muss nun für die Da-

tenerhebung zukünftig erfasst werden 

und in den Systemen bis zum Meldewe-

sen durchgeleitet werden.

Darüber hinaus wurde zum Beispiel fest-

gestellt, dass zwar Marktwerte der Im-

mobilien ermittelt und in den Systemen 

vorgehalten wurden, jedoch haben sich 

Marktwerte auf die Sicherheiten und 

nicht, wie im Sinne der Datenerhebung, 

auch auf die finanzierten Objekte bezo-

gen. In diesem Fall ist es erforderlich, bei-

de Marktwerte zu erheben und system-

technisch abzubilden.

Neben den Herausforderungen hinsicht-

lich der Abbildung der Datenattribute 

müssen die Meldepflichtigen auch die 

Anpassungen ihrer Meldesoftware be-

rücksichtigen. Es ist damit zu rechnen, 

dass neue Schnittstellen und Module ein-

gesetzt und mit den relevanten Daten 

versorgt werden müssen. 

Anforderungen an Software steigen

Mit der regelmäßigen Datenerhebung 

von Wohnimmobilienkrediten zur Schaf-

fung einer ausreichenden, verlässlichen 

Datenbasis – WIFSta – kommt eine neue 

verbindliche regulatorische Meldeanfor-

derung auf in diesem Kontext melde-

pflichtige Institute und Unternehmen zu. 

Die Anzahl und der Umfang der zu mel-

denden Attribute erscheint zunächst 

übersichtlich im Vergleich zu dem sonsti-

gen Meldewesen. Dennoch zeigen Unter-

suchungen und erste Erfahrungen, dass 

bereits bei der Ermittlung der eigenen 

Einstufung zur Meldekategorie zum Teil 

Unsicherheit besteht und gegebenenfalls 

relevante Daten im Datenhaushalt fehlen 

oder schlecht integriert sind.

Darüber hinaus muss das meldepflichtige 

Institut dem Datenschutz durch Aggrega-

tion der Daten sowie technische, prozes-

suale und organisatorische Maßnahmen 

zu jeder Zeit Rechnung tragen. Meldewe-

sen-Lösungen können hierbei unterstüt-

zen. 

Fußnoten
1)  Verordnung zur Durchführung von Datenerhe-
bungen durch die Deutsche Bundesbank zur Erfül-
lung der Aufgaben nach dem Finanzstabilitätsge-
setz (Finanzstabilitätsdatenerhebungsverordnung – 
FinStabDEV)
2)  Entwurf einer Allgemeinverfügung zur Anforde-
rung von Daten über die Ausgestaltung der Wohn-
immobilienfinanzierungen in Deutschland von fi-
nanziellen Kapitalgesellschaften vom 21.07.2021 
durch die Deutsche Bundesbank
3)  vgl. Erhebung von Kreditstandards in der Wohn-
immobilienfinanzierung auf Basis der FinStabDEV: 
Häufig gestellte Fragen, Kapitel 2, Entwurfsfassung 
vom 21.07.2021
4)  https://www.bundesbank.de/de/service/meldewe-
sen/finanzstabilitaet
5)  vgl. Erhebung von Kreditstandards in der Wohn-
immobilienfinanzierung auf Basis der FinStabDEV: 
Häufig gestellte Fragen, Kapitel 15, Entwurfsfas-
sung vom 21.07.2021

„Die Anzahl und der Umfang der zu meldenden  

Attribute erscheint zunächst übersichtlich.“
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